
Rechtsgrundlagen  
 
Baugesetzbuch i.d.F der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 22.04.1993 (BGBI. I S. 466), 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Hess. Bauordnung (HBO) vom 15.01.2011 (GVBI. I S. 46, 180), zuletzt geändert durch Artikel 40 des 
Gesetzes vom 13.12.2012 (GVBl. S. 622). 
 
 
 
 
1 Zeichenerklärung  
 

    

VERFAHRENSVERMERKE  
 
 

AUFSTELLUNG  
 
Aufstellungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung gem. § 2 (1) BauGB vom: 03.09.2012 
 
 
Usingen, den ……………………..                                                          
                                                                       ………………………………. 
                                        (Siegel)                   Wernard (Bürgermeister) 
 
 
 
TRÄGERBETEILIGUNG  
 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange am Planverfahren gem. § 13 (2) BauGB i.V. mit  
§ 4 (2) BauGB mit Anschreiben vom: 13.06.2013 
 

 
Usingen, den ……………………..                                                          
                                                                       ………………………………. 
                                        (Siegel)                   Wernard (Bürgermeister) 
 
 
OFFENLAGE 
 
Offenlage des Bebauungsplanentwurfes einschl. Begründung gem. § 13 (2) BauGB i.V. mit  
§ 3 (2) BauGB  
 

Veröffentlichung des Offenlagebeschlusses im Usinger Anzeiger am: 15.06.2013 
 
Zeitpunkt und Dauer der Offenlage vom:24.06.2013 bis: 25.07.2013 
 
Usingen, den .........................                                                    
                                                                       
                                       (Siegel)                  ………………………………                                                                    
                                                                     Wernard (Bürgermeister) 
 
 
SATZUNGSBESCHLUSS 
 
Als Satzung gem. § 10 BauGB, sowie der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen gem. § 81 HBO, 
beschlossen in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: ............................. 
 
 Usingen, den ........................                                                               
 
                                      (Siegel)                  …………………………….                                                            
                                                                    Wernard (Bürgermeister) 
 
 
VERÖFFENTLICHUNG / RECHTSKRAFT  
 
Bekanntmachung des Planes gem. § 10 BauGB / des Satzungsbeschlusses durch Veröffentlichung im 
Usinger Anzeiger am: ............................. 
 
Usingen, den ...................... 
   
                                    (Siegel)                  ……………………………. 
                                                                  Wernard (Bürgermeister)  
 

 

Übersichtskarte (Maßstab 1 : 25.000) 

2 Textliche Festsetzungen  
 

2.1 Gewerbegebiet GE 

 

2.1.1 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO: Vergnügungsstätten sind 
unzulässig. 
  

2.1.2 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 Abs. 4 und 6 BauNVO: Wohnheime sind 
unzulässig. 
 

2.1.3 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO: Die Einrichtung von Verkaufsflä-
chen ist nur für die Selbstvermarktung der im Gebiet produzierenden und weiterver-
arbeitenden Betriebe zulässig ist, wenn die Verkaufsfläche einen untergeordneten Teil der 
durch die Betriebsgebäude bebauten Fläche einnimmt. 
 

2.2 Industriegebiet GI 
 

2.2.1 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO: Wohnungen i.S. § 8 Abs. 3 Nr. 1 
BauNVO sind unzulässig. 
 

2.2.2 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 Abs. 4 und 6 BauNVO: Wohnheime sind 
unzulässig. 
 

2.3 Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB: Rad- und Gehwege auf den Baugrundstücken, 
Garagenzufahrten und Hofflächen i.S. von untergeordneten Nebenanlagen sind mit 
Rasenkammersteinen, Schotterrasen oder Pflaster zu befestigen.  
 

2.4 Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB: 
 

2.4.1 Pro 5 Stellplätze ist mind. 1 einheimischer, standortgerechter Laubbaum gem. 2.4.2 zu 
pflanzen und zu unterhalten; die nach 2.4.2 auf dem Baugrundstück anzupflanzenden 
Bäume können zur Anrechnung gebracht werden. Sofern die Bäume nicht in einem 
größeren Pflanzstreifen angepflanzt werden, ist eine mind. 6 qm große Baumscheibe für 
jeden Baum vorzusehen. 

 
2.4.2  Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern gem. Plankarte:  

 
 Die Fläche ist mit einer im Mittel 3-reihigen geschlossenen Laubgehölzhecke gem. nach-
folgender Artenliste zu  bepflanzen. Die Pflanzdichte beträgt 1 Strauch pro 1 qm / 1 Baum 
pro 2,5 qm. Sträucher sind in Gruppen von jeweils 3-5 Exemplaren einer Art zu pflanzen. 
Die Randbereiche der Pflanzfläche sind als Krautsaum zu entwickeln und nicht häufiger als 
einmal jährlich ab Mitte August zu mähen. 

 
 Bäume: 

 
Feldahorn Acer campestre 
Hainbuche Carpinus betulus 
Wildapfel Malus sylvestris  
Wildbirne Pyrus communis  
Eberesche Sorbus aucuparia 
 

 Sträucher: 
 
Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
Hasel Corylus avellana 
Weissdorn Crataegus monogyna / laevigata 
Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
Felsenbirne Amelanchier ovalis  
Hundsrose Rosa canina  
Wolliger Schneeball Viburnum lantana  
Traubenkirsche Prunus padus  
Holunder Sambucus nigra  
 

 
 
 
 
3 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  

 
3.1 Gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO:  

 
3.1.1 Zulässig sind ausschließlich gebrochene Einfriedigungen wie z.B. Drahtgeflecht, Stabgitter 

oder Streckmetall bis zu einer Höhe von max. 4,0 m über Geländeoberkante.  
Die Außeneinfriedungen sind mit einheimischen, standortgerechten Laubsträuchern gem. 
Artenliste 2.4.2 abzupflanzen (einreihige Pflanzung, Abstand zwischen den Einzelpflanzen 
max. 0,75 m) oder mit Kletterpflanzen gem. Artenliste 3.3.1 zu beranken. 
 

3.1.2 Straßenseitig sind Stützmauern aus Sichtmauerwerk und Sichtbeton mit einer Höhe von 
mehr als 1,0 m über der angrenzenden Verkehrsfläche unzulässig, sofern sie nicht verputzt  
und mit dauerhaften Kletterpflanzen (auch hängend) berankt oder mit Natursteinen verklei-
det werden.  
 

3.2 Gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs. 1 Nr. 4 HBO: PKW-Stellplätze sind mit Ra-
senkammersteinen, Schotter oder Pflaster zu befestigen. 
 

3.3.2 Mind. 50 % der Grundstücksfreiflächen sind mit einheimischen, standortgerechten Laub-
gehölzen zu bepflanzen. Die nach den bauplanungsrechtlichen Festsetzungen anzu-
pflanzenden Laubbäume und -sträucher können zur Anrechnung gebracht werden. Es 
gelten 1 Baum 25 qm, ein Strauch 1 qm (zur Artenauswahl s.u.). 
 
Artenliste Bäume: 
 

Acer platanoides  Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus Bergahorn 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Fraxinus excelsior Esche 
Prunus “Accolade“ Zierkirsche 
Prunus serrulata  “Kanzan” Nelkenkirsche 
Quercus robur “Fastigiate Koster“ Stieleiche 
Sorbus aucuparia Eberesche 
Sorbus aucuparia “Edulis” Eberesche 
Tilia cordata Winterlinde 
Tilia cordata “Greenspire“ Winterlinde 
Acer campestre Feldahorn 
Malus sylvestris Wildapfel 
Pyrus communis Wildbirne 
 

 Artenliste Sträucher: 
 
Cornus sanguinea Roter Hartriegel 
Corylus avellana Hasel 
Crataegus monogyna / laevigata Weissdorn 
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche 
Amelanchier ovalis Felsenbirne 
Rosa canina Hundsrose 
Viburnum lantana Wolliger Schneeball  
Prunus padus Traubenkirsche 
Sambucus nigra Holunder 
 
Neben den einheimischen Arten können folgende Zierarten angepflanzt werden: 
 
Buddleja davidii  Sommerflieder 
Deutzia x magnifica  Deutzie 
Hamamelis mollis  Zaubernuss 
Philadelphus coronarius Falscher Jasmin 
Rosa multiflora Vielblütige Rose 
Rosa rugosa   Apfelrose 
Spiraea x bumalda “Anthony Waterer”  Rote Sommerspiere 
Spiraea x cinerea “Grefsheim “ Spiere 
Syringa vulgaris  Flieder 

 
 
 
 
4 Hinweise und nachrichtliche Übernahme  

 
4.1 Die die Stellplätze betreffenden Festsetzungen werden subsidiär durch die Vorschriften der 

Stellplatzsatzung der Stadt Usingen in der zum Zeitpunkt der Bauantragstellung geltenden 
Fassung ergänzt. 
 

4.2 Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt 
für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis 
zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in 
geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 20 HDSchG). 
 

4.3 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine 
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, 
soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 
 

4.4 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, 
verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht 
entgegenstehen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 
 

4.5 Der räumliche Geltungsbereich befindet sich am Rande eines Bombenabwurfgebietes und 
im Bereich ehemaliger Flakstellungen. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln muss 
grundsätzlich ausgegangen werden. Eine systematische Überprüfung (Sondierung auf 
Kampfmittel, ggf. Abtrag des Oberbodens) ist daher vor Beginn der geplanten Bauarbeiten 
und Baugrunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen erforderlich, auf denen 
bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. 
Eine Sondierung soll in Abstimmung mit dem Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen 
erfolgen. Die "Allgemeinen Bestimmungen für die Kampfmittelräumung im Lande Hessen" 
sind zu beachten. 
 

4.6 Mit der vorliegenden 2. Änderung des Bebauungsplanes werden die textlichen und 
zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Südtangente“ 1. 
Änderung für die im Geltungsbereich der 2. Änderung liegenden Flächen vollständig 
ersetzt.  
 

4.7 Bei den im Plangebiet befindlichen Versorgungsleitungen (Betreiber derzeit: Netzdienste 
Rhein-Main GmbH, Syna GmbH, Unitymedia Kabel BW) sind deren Bestand und Betrieb 
zu gewährleisten. Bei Baumaßnahmen sind die jeweils allgemein gültigen Vorschriften und 
Merkblätter zu beachten und vor Beginn von Baumaßnahmen entsprechende 
Planauskünfte einzuholen. 
 

 

3.3 Gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs. 1 Nr. 5 HBO: Begrünungen / Grundstücksfreiflä-
chen 
 

3.3.1 Gebäudeaußenseiten, bei denen der Flächenanteil von Wandöffnungen weniger als 10 %  
beträgt, sind mit ausdauernden Kletterpflanzen zu begrünen. 
 
Artenliste Kletterpflanzen: 
 
Polygonum auberti Schling-Knöterich 
Clematis montana 
Clematis-Hybriden Clematis, Waldrebe 
Hedera helix Efeu 
Lonicera periclymenum Wald-Geißblatt 
Parthenocissus quinquefolia Wilder Wein 
Wisteria sinensis Blauregen, Glyzine 
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